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Überprüfungen 

§ 9. (1) Das Eisenbahnunternehmen hat jede Eisenbahnkreuzung zumindest einmal jährlich auf den 
bescheidgemäßen Zustand zu überprüfen. Bei dieser Überprüfung ist auch festzustellen, ob der Zustand 
der Fahrbahnkonstruktion im Gleisbereich ein rasches und ungefährdetes Verlassen des Gefahrenraumes 
durch die Straßenbenützer ermöglicht. Bei dieser Überprüfung außerhalb dieses Bereiches festgestellte 
augenscheinliche Mängel sind dem Träger der Straßenbaulast beziehungsweise dem Straßenerhalter zu 
melden. 

(2) Bei der Sicherung durch Gewährleisten des erforderlichen Sichtraumes ist die Überprüfung 
quadrantenweise vorzunehmen. Das Vorhandensein des der Entscheidung der Behörde über die 
Festlegung der Sicherung im Einzelfall gemäß § 49 Abs. 2 EisbG zugrunde gelegten erforderlichen 
Sichtraumes ist festzustellen. Ist anlässlich der jährlichen Überprüfung eine vorübergehende 
Einschränkung der erforderlichen Sichträume zu erwarten, sind die Sichträume erforderlichenfalls in 
kürzeren Abständen zu überprüfen. Gegebenenfalls sind zur Verhinderung der vorübergehenden 
Einschränkung der vorhandenen Sichträume zeitgerecht geeignete Maßnahmen zu setzen. 

(3) Bei der Sicherung durch Abgabe akustischer Signale vom Schienenfahrzeug aus ist die 
Überprüfung quadrantenweise vorzunehmen. Das Vorhandensein des der Entscheidung der Behörde über 
die Festlegung der Sicherung im Einzelfall gemäß § 49 Abs. 2 EisbG zugrunde gelegten vorhandenen 
Sichtraumes ist festzustellen. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob Veränderungen in den örtlichen 
Verhältnissen eingetreten sind, die die Hörbarkeit der akustischen Signale beeinträchtigen. 

(4) Unabhängig von der Überprüfung gemäß Abs. 1 ist vom Eisenbahnunternehmen für jede 
Eisenbahnkreuzung festzustellen, ob an dieser Eisenbahnkreuzung drei oder mehr Zusammenpralle 
innerhalb der letzten fünf Jahre oder ein oder mehrere Zusammenpralle mit Todesfolge innerhalb der 
letzten zwei Jahre erfolgt sind. Zutreffendenfalls ist dies vom Eisenbahnunternehmen der Behörde 
bekannt zu geben. 

(5) Bei der Überprüfung gemäß Abs. 1 beziehungsweise bei der Feststellung gemäß Abs. 4 hat sich 
das Eisenbahnunternehmen entsprechend fachlich qualifizierter Personen oder Einrichtungen zu 
bedienen. 


